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Blickpunkt  
International

1 Neuerungen im Schweizer  
  Abkommensnetz

Folgende Neuerungen haben sich seit dem letz
ten Update anfangs Mai bis zum Redaktion
schluss von Anfang September 2019 hinsichtlic
der Abkommen der Schweiz ergeben.1

1.1  Genehmigung des DBA- 
    Änderungsprotokolls durch  
    den US-Senat
Nach rund 10 Jahren seit der Unterzeichnun
des Änderungsprotokolls zum Abkommen (DBA
vom 2. Oktober 1996 zwischen der Schweizer
schen Eidgenossenschaft und den Vereinigte
Staaten von Amerika zur Vermeidung der Dop
pelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom
Einkommen hat der US-Senat dieses am 17. Ju
2019 genehmigt. Gleichzeitig wurden auch d
DBA-Änderungsprotokolle mit Spanien, Japa
und Luxemburg genehmigt, welche auch se
mehreren Jahren ausstehend waren.2 Die eben
falls noch ausstehenden neuen DBA mit Chil
Ungarn und Polen wurden dem US-Senat jedoc
noch nicht zur Genehmigung unterbreitet. O
fenbar besteht das Bedürfnis, gewisse Vorbehal
zu diesen DBA anzubringen, die aufgrund de
neuen «base erosion anti-abuse tax» (BEAT
welche im Rahmen der US Steuerreform (Ta
Cuts and Jobs Act 2017) eingeführt wurde, erfo
derlich seien. Die Genehmigung des Änderung
protokolls stellt einen Meilenstein in den steue
lichen Beziehungen zwischen der Schweiz un
den USA dar. 
Das geltende DBA zwischen der Schweiz und de
USA stammt aus dem Jahr 1996. Am 23. Septem
ber 2009 haben beide Länder ein Änderungspro
tokoll unterzeichnet, welches bereits am 18. Jun
2010 vom schweizerischen Parlament geneh
migt wurde. 
Das Änderungsprotokoll ermöglicht den zu
künftigen Informationsaustausch zwischen de
Schweiz und den USA. Informationsersuche
können ab dem Inkrafttreten des Änderungspro
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tokolls gestellt werden, wobei Anfragen im Zu
sammenhang mit Finanzkonten bereits fü
Sachverhalte ab dem 23. September 2009 (Da
tum der Unterzeichnung des Änderungsproto
kolls) gestellt werden können.
Zudem wird die Unterscheidung zwischen Steue
hinterziehung und Steuerbetrug aufgehoben
wodurch Gruppenersuchen auch für Fälle vo
Steuerhinterziehung zulässig sind. Dies ist im
Einklang mit dem internationalen Standar
über den Informationsaustausch, den die Schwe
bereits gegenüber mehr als 100 Staaten anwen
det. Gruppenersuchen im Rahmen des FATCA
Abkommens sind bereits für Sachverhalte a
dem 30. Juni 2014 zulässig.
Daneben sollen basierend auf dem Änderung
protoll Dividenden an Einrichtungen der Selbs
1 Stand am 9 September 2019.
2 EY Global Tax Alert, US Senate approves four protocol

updating the existing bilateral tax treaties with Luxem
bourg, Switzerland, Japan and Spain, vom 18. Juli 201
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vorsorge (in der Schweiz Säule 3a) ab dem 1. Ja
nuar 2020 von Quellensteuern befreit sein. 
Ausserdem sieht das Änderungsprotokoll ein
obligatorische Schiedsklausel vor, womit siche
gestellt werden soll, dass eine Doppelbesteue
rung auch dann vermieden wird, wenn kein
Einigung in einem Verständigungsverfahren e
zielt werden kann.
Formell wird das Änderungsprotokoll mit dem
Datum des Austauschs der Ratifikationsurkun
den in Kraft treten. 
Die Genehmigung des Änderungsprotokolls durc
den US-Senat macht auch eine weitere Neuve
handlung einzelner DBA-Bestimmungen wiede
möglich. Ziel einer solchen Revision sind weite
re Verbesserungen, die den Entwicklungen se
der Unterzeichnung des DBA im Jahr 1996 Rech
nung tragen.3 Von Interesse für die Schwe
wäre insbesondere die Anwendung des 0 % Que
lensteuersatzes auf qualifizierenden Dividen
denausschüttungen. Es ist damit zu rechnen
dass die zuständige Behörde in den USA dies da
von abhängig macht, inwieweit die schweizer
sche Seite einer Überarbeitung der Klausel zu
Abkommensberechtigung (Limitation on Bene
fits) zustimmt. 

1.2  Neue Änderungsprotokolle  
    und DBA
Die Verhandlungen für ein DBA zwischen de
Schweiz und Kamerun wurden im Rahmen e
nes Treffens von Vertretern beider Länder i
Yaoundé am 22. Juli 2019 begonnen.4 
Die Schweiz hat eine Vielzahl an Änderungspro
tokollen zu DBA unterzeichnet und ein neue
DBA abgeschlossen (siehe unten), welche al
eine neue Missbrauchsklauseln enthalten, d
auf den primären Zweck einer Gestaltung ode
eines Geschäfts abstellen. Damit soll eine mis
bräuchliche Anwendung dieser DBA vermiede
werden. So wird der Mindeststandard des OEC
BEPS-Projekt «Base Erosion and Profit Shi
ting» im Bereich Doppelbesteuerung umgesetz
Nr. 10/2019 Seite 702
Damit die entsprechenden Änderungsprotokol
in Kraft treten, müssen sie noch in den jewe
ligen Ländern vom Gesetzgeber genehmig
werden.
• Am 3. Juni 2019 haben die Schweiz un

Iran ein Änderungsprotokoll zum DBA un
terzeichnet. Es wird eine Missbrauchsklaus
eingeführt sowie eine Bestimmung betre
fend Informationsaustausch auf Ersuchen.

• Am 7. Juni 2019 ist das neue DBA zwische
der Schweiz und Sambia in Kraft getreten
welches das bisherige DBA ersetzt. Die Be
stimmungen werden ab dem 1. Januar 202
anwendbar sein. Das DBA enthält reduzier
Quellensteuersätze auf Dividenden von 15 
resp. 5 % (10 % Kapitalbeteiligung, Halte
dauer 1 Jahr), auf Zinsen 15 % und auf L
zenzgebühren 5 %. Das neue DBA enthä
zudem eine Missbrauchsbestimmung, ein
Schiedsklausel sowie eine Amtshilfeklaus
nach internationalem Standard in Sache
Informationsaustausch auf Anfrage.6

• Am 12. Juni 2019 haben die Schweiz un
die Niederlande ein Änderungsprotokoll zum
DBA unterzeichnet, welches eine Missbrauch
klausel enthält. Zudem wird der Begriff de
Vorsorgeeinrichtung präzisiert und das au
schliessliche Recht zur Besteuerung vo
Renten und Ruhegehälter dem Quellenstaa
zugewiesen.7

• Das Änderungsprotokoll zum DBA zwische
der Schweiz und Irland wurde am 13. Jun
2019 unterzeichnet. Neu enthält das Ab
kommen eine Missbrauchsklausel und ein
Schiedsklausel.8 

• Das am 19. Juni 2019 unterzeichnete Ände
rungsprotokoll zum DBA zwischen der Schwe
und Schweden9 beinhaltet eine Missbrauch
klausel.

• Ebenfalls um eine Missbrauchsklausel e
gänzt wurde das DBA zwischen der Schwe
und Norwegen. Das Änderungsprotoko
wurde am 20. Juni 2019 unterzeichnet.10 
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• Am 16. Juli 2019 ist das Änderungsprotoko
zum DBA zwischen der Schweiz und UK i
Kraft getreten, welches eine Missbrauch
klausel enthält. Für die Schweiz ist das Än
derungsprotokoll generell ab dem 1. Janua
2020 anwendbar, wobei der Artikel 9 (Ve
ständigungsverfahren) für die Schweiz un
UK bereits ab dem 16. Juli 2019 in Kraft trit
Für UK finden die Bestimmungen für Que
lensteuerzwecke ab dem 1 Januar 2020, fü
die Unternehmenssteuern ab dem 1. Apr
2020 und für die Einkommenssteuern un
Kapitalgewinnsteuern ab dem 6. April 202
Anwendung.11 

• Das Änderungsprotokoll zum DBA zwische
der Schweiz und Neuseeland, welches am
8. August 2019 unterzeichnet wurde, enthä
neben einer Missbrauchsbestimmung auc
eine Schiedsklausel.12
1.3  Neuerungen im Bereich  
    Informationsaustausch
In seiner Sitzung vom 29. Mai 2019 hat der Bun
desrat die Botschaft zur Einführung des automa
tischen Informationsaustauschs über Finanz
konten (AIA) mit 19 weiteren Partnerstaaten
verabschiedet. Die Bestimmungen mit diese
Ländern sollen im Jahr 2020 in Kraft treten. De
erste Datenaustausch ist für 2021 geplan
Gleichzeitig hat der Bundesrat den Bericht zum
Prüfmechanismus zur standardkonformen Um
setzung des AIA durch Partnerstaaten geneh
migt. Die entsprechenden Bundesbeschlüss
sollen dem Parlament in der Herbst- und Win
tersession dieses Jahres zur Genehmigung unte
breitet werden.14

Die bilateralen Abkommen zur Einführung de
AIA mit Hongkong und Singapur sind am 1. Ju
2019 resp. 1. August 2019 in Kraft getreten.15
n
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3 SIF, Fokus, US-Senat genehmigt Änderungsprotokoll 
zum DBA, abrufbar unter: https://www.sif.admin.ch/sif/
de/home/dokumentation/fokus/us-senat-gibt-gruenes-
licht-zum-aenderungsprotokoll.html.

4 IBDF Tax News Services vom 24. Juli 2019.
5 Medienmitteilung der Eidgenössischen Steuerverwal-

tung vom 3. Juni 2019, abrufbar unter: https://www.efd.
admin.ch/efd/de/home/dokumentation/nsb-news_ 
list.msg-id-75295.html.

6 SIF Fachinformationen vom 30 Juli 2019; abrufbar un-
ter: https://www.sif.admin.ch/sif/de/home/dokumenta
tion/fachinformationen/dba_sambia.html.

7 Medienmitteilung der Eidgenössischen Steuerverwal-
tung vom 12. Juni 2019, abrufbar unter: https://www.
efd.admin.ch/efd/de/home/dokumentation/nsb-news_ 
list.msg-id-75382.html.

8 Medienmitteilung der Eidgenössischen Steuerverwal-
tung vom 13. Juni 2019, abrufbar unter: https://www.
efd.admin.ch/efd/de/home/dokumentation/nsb-news_ 
list.msg-id-75394.html.

9 SIF Fachinformationen vom 19. Juni 2019, abrufbar 
unter: https://www.sif.admin.ch/sif/de/home/dokumen
tation/fachinformationen/la-suisse-et-la-suede-signent- 
un-protocole-modifiant-la-conventi.html.

10 SIF Fachinformationen vom 20. Juni 2019, abrufbar  
unter: https://www.sif.admin.ch/sif/de/home/dokume
tation/fachinformationen/dba_norwegen.html.

11 IBDF Tax News Services vom 8. August 2019.
12 SIF Fachinformationen vom 8. August 2019, abrufbar

unter: https://www.sif.admin.ch/sif/de/home/dokume
tation/fachinformationen/dba_neuseeland.html.

13 Partnerstaaten: Albanien, Aserbaidschan, Brunei Daru
salam, Dominica, Ghana, Kasachstan, Libanon, Maca
die Malediven, Nigeria, Niue, Pakistan, Peru, Samoa, 
Saint Maarten, Trinidad und Tobago, die Türkei und  
Vanuatu. Nach der Veröffentlichung der Botschaft hat
Oman erklärt, den AIA bis 2020 umzusetzen, weshalb 
der Bundesrat diesen Staat ebenfalls in die Liste der  
weiteren Partnerstaaten aufgenommen hat.

14 EFD Medienmitteilung vom 29. Mai 2019, abrufbar  
unter: https://www.efd.admin.ch/efd/de/home/doku
mentation/nsb-news_list.msg-id-75269.html.

15 SIF Fachinformationen vom 2. August 2019, abrufbar
unter: https://www.sif.admin.ch/sif/en/home/dokume
tation/fachinformationen/aia_hongkong.html.
Nr. 10/2019 Seite 703



BLICKPUNKT INTERNATIONAL

-
n 
ts 

  
r-
ie 
k 
s-

n 
- 

s-
n 
, 
f 

s-
n 
n 
s-
ie 
d 
-

r-

-
i-
-
s 
-
s 

i-
n 
r-
-
t. 

 
fe 
-

t 
-
g 
r 
r 

s-
s 

i-
t  

r-
ls  
n 

 
t. 
e 

n 
n 
s-
r 
f 
r 
 

r-
ie 
i-
i-
n 
r 
e 

s-
-

s-
s 
a 
n 
Am 21. Juni 2019 haben sowohl der Ständera
wie auch der Nationalrat in ihren Schlussab
stimmungen das Bundesgesetz zur Umsetzun
von Empfehlungen des Globalen Forums übe
Transparenz und Informationsaustausch fü
Steuerzwecke angenommen.16

2 Reform der  
   Verrechnungssteuer

Der Bundesrat hat am 26. Juni 2019 beschlo
sen, die Reform des Verrechnungssteuergesetze
wieder aufzunehmen. Ziel der Reform ist es, pr
mär den schweizerischen Fremdkapitalmark
zu stärken und den Sicherungszweck der Ve
rechnungssteuer im Inland auszubauen. A
Basis dienten die Arbeiten der Subkommissio
der WAK-N, welche ebenfalls mit einer Reform
des Verrechnungssteuergesetzes beauftragt is
Bis im Herbst soll eine Vernehmlassungsvorlag
ausgearbeitet werden. 
Konkret sollen inländische juristische Persone
und ausländische Anleger bei Investitionen i
Schweizer Zinsanlagen von der Verrechnung
steuer befreit werden. Damit soll der Schweize
Anleihenmarkt attraktiver gemacht werden. Au
der anderen Seite soll der Sicherungszweck de
Verrechnungssteuer für natürliche Personen im
Inland ausgeweitet werden. Daher soll bei natü
lichen Personen mit Wohnsitz in der Schweiz d
Verrechnungssteuer auf Zinsanlagen bei Schwe
zer Zahlstellen neu auch auf ausländischen T
teln erhoben werden. Erträge aus ausländische
Beteiligungsrechten sollen weiterhin nicht de
Verrechnungssteuer unterliegen, damit das neu
System nicht zu komplex ausfällt.
Eine umfassendere Steuerreform, wie beispiel
weise die vollständige Abschaffung der Umsatz
abgabe oder eine Senkung des Verrechnung
steuersatzes auf Beteiligungserträgen, ist au
Sicht des Bundesrates derzeit ausgeschlossen, d
eine solche Reform zu Mindereinnahmen i
Milliardenhöhe führen würde.17
Nr. 10/2019 Seite 704
3 Urteil des Bundesgerichts: 
   Amtshilfeverfahren mit  
   Frankreich zur Identität  
   von Bankkunden

Am 26. Juli 2019 wurde die Beschwerde der Eid
genössischen Steuerverwaltung (ESTV) gege
den Entscheid des Bundesverwaltungsgerich
vom 30. Juli 2018 gutgeheissen (Urteil vom
26. Juli 2019 (2C_653/2018). Gemäss dem U
teil des Bundesgerichts (BG) durfte die ESTV d
Identität von Bankkunden einer Schweizer Ban
im Rahmen des von Frankreich gestellten Amt
hilfeersuchen bekanntgeben. 
Das von Frankreich gestellte Amtshilfeverfahre
stützte sich auf Listen mit rund 40 000 Konten
und anderen Banknummern. Gemäss der Auffa
sung des BG handelt es sich bei diesem Vorgehe
nicht um eine unzulässige «fishing expedition»
da die von Frankreich gemachten Angaben au
den Verdacht illegalen Verhaltens schliessen la
sen. Die fraglichen Konten- und Banknummer
wurden als Folge einer Strafuntersuchung i
Deutschland erlangt. Insbesondere eine der Li
ten enthält Namen von Steuerpflichtigen, d
grösstenteils in Frankreich niedergelassen sin
und bezieht sich zur Hälfte auf Konten, die ge
genüber den französischen Steuerbehörden u
sprünglich nicht deklariert wurden. 
Zudem hat die Bundesverwaltung von den fran
zösischen Behörden Garantien erhalten, um s
cherzustellen, dass die übermittelten Informa
tionen von Frankreich nicht in einer gegen da
Spezialitätsprinzip verstossender Weise verwen
det werden. Aufgrund dieser Garantien sei e
ausgeschlossen, dass diese Informationen in e
nem etwaigen Strafverfahren gegen die Bank i
Frankreich verwendet werden könnten. Eine Ve
weigerung der Amtshilfe basierend auf dem Spe
zialitätsprinzip sei daher nicht gerechtfertig
Somit bestehe kein rechtliches Hindernis, das im
konkreten Fall die Verweigerung der Amtshil
rechtfertigen könnte, weshalb das BG die Be
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schwerde der ESTV gegen den Entscheid de
Bundesverwaltungsgerichts gutgeheissen hat.18

4 EU-Update

4.1 EU Mandatory Disclosure  
    Regeln: Implementierung in 
    den EU-Staaten
Wie bereits in früheren Ausgaben19 ausführlic
berichtet, sind die EU-Mitgliedsstaaten nach de
EU-Richtlinie 2018/822/EU vom 25. Mai 2018 ve
pflichtet, bis Ende 2019 eine Meldepflicht fü
grenzüberschreitende Steuergestaltungen, die be
stimmte Merkmale aufweisen, einzuführen («Man
datory Disclosure Rules, resp. MDR). Damit soll d
Transparenz verbessert und agressive Steuerpla
nungmodelle verhindert werden. Es handelt sic
dabei um die EU interne Umsetzung von Aktion
punkt 12 des BEPS-Projektes. 
In der Zwischenzeit haben Ungarn, Polen un
Slowenien ihre Gesetzesvorlagen zur Umsetzun
der MDR erlassen. Weitere 14 Länder (Österreich
Zypern, Tschechien, Dänemark, Estland, Finn
land, Deutschland, Italien, Luxemburg, Holland
Portugal, Slowakei, Spanien, UK) haben ihre Ge
setzesentwürfe publiziert. Lettland und Schwe
den befinden sich zurzeit noch im formelle
Konsultationsverfahren. Die Länder Belgien
Frankreich, Irland, Malta und Rumänen habe
mit ihren informellen Konsultationsverfahre
begonnen. Lediglich Bulgarien, Kroatien un
Griechenland haben noch keine öffentliche
Massnahmen zur Implementierung der MDR e
griffen.20 

Es ist den Ländern grundsätzlich freigestellt, stren
gere Bestimmungen zu erlassen, als die EU-Rich
linie vorschreibt. Allerdings unterliegen solche zu
sätzlichen Informationen nicht dem automatische
Austausch zwischen den Mitgliedsstaaten. 

Unterschiede im Anwendungsbereich
Zurzeit sehen 17 von 28 EU Staaten vor, den An
wendungsbereich für zu meldende Strukture
analog der EU-Richtlinie festzulegen. Deutsch
land, Polen, Portugal und Schweden sehen e
nen erweiterten Anwendungsbereich vor, indem
auch gewisse lokale Strukturierungen in de
Anwendungsbereich fallen. Portugal und Pole
sehen zudem weitere Kriterien vor, um relevan
Strukturen zu identifizieren.

Unterschiede bei den relevanten  
Steuerarten
Die EU-Richtlinie ist auf alle Steuerarten ausse
Mehrwertsteuer, Zollabgaben und Sozialvers
cherungsabgaben anwendbar. In Polen und Po
tugal fällt die Mehrwertsteuer jedoch auch unte
die MDR.
 
 
e/

– 
d 
16 Die Bundesversammlung, Umsetzung der Empfehlun-
gen des Globalen Forums über Transparenz und Infor-
mationsaustausch für Steuerzwecke abrufbar unter: 
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-
vista/geschaeft?AffairId=20180082, siehe auch Bundes-
gesetz zur Umsetzung von Empfehlungen des Globalen 
Forums über Transparenz und Informationsaustausch 
für Steuerzwecke vom 21. Juni 2019, abrufbar unter: 
https://www.parlament.ch/centers/eparl/curia/2018/ 
20180082/Schlussabstimmungstext%201%20NS 
%20D.pdf.

17 EFD Medienmitteilung vom 26. Juni 2019, abrufbar  
unter: https://www.efd.admin.ch/efd/de/home/doku
mentation/nsb-news_list.msg-id-75605.html.

18 Medienmitteilung des Bundesgerichtes vom 26. Juli 
2019, abrufbar unter: https://www.bger.ch/files/live/ 
sites/bger/files/pdf/de/
2C_653_2018_yyyy_mm_dd_T_d_14_22_39.pdf; 
siehe auch SIF Medienmitteilung vom 26. Juli 2019, 
abrufbar unter: https://www.sif.admin.ch/sif/de/hom
dokumentation/medienmitteilungen/medienmittei-
lung.msg-id-75914.html.

19 Vgl. SteuerRevue 6/2018, 2/2019 und 4/2019. 
20 EY Global Tax Alert, EU Mandatory Disclosure Rules 

An update on local country implementation status an
trends vom 8. August 2019.
Nr. 10/2019 Seite 705
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Unterschiede bei der meldenden  
Partei
Zurzeit befreien 7 Mitgliedstaaten (Österreich
Tschechien, Deutschland, Ungarn, Polen, Slo
wakei, Spanien) Intermediäre von der Melde
pflicht, wenn eine Meldung eine Verletzung de
anwaltlichen Berufsgeheimnisses zur Folge hä
te. In Polen gilt diese Ausnahme jedoch nich
wenn es sich um Strukturen handelt, die fü
eine Vielzahl von Unternehmen angewende
werden könnte. Die Meldung hat in solche
Fällen ohne Angabe des Namens des Anwender
der Struktur zu erfolgen. In Zypern, Holland
Portugal und Slowenien können nur Anwalts
kanzleien sich auf das Berufsgeheimnis beru
fen. Falls ein Intermediär keine Pflicht zu
Meldung einer Gestaltung hat, liegt die Melde
pflicht beim Steuerpflichtigen. 

Unterschiedliche Fristen
Strukturen, die im Zeitraum vom 25. Juni 201
bis 30 Juni 2019 implementiert wurden, sind ge
mäss EU-Richtlinie per 31 August 2020 zu rap
portieren. Abgesehen von Polen, werden dies
Fristen in allen Ländern angewandt, die ihr
Gesetzesvorlagen bereits veröffentlicht haben. 
Das MDR-Gesetz in Polen trat bereits per 1. Janu
ar 2019 in Kraft. Steuerliche Gestaltungen, di
zwischen dem 25. Juni 2019 und dem 1. Janua
2019 implementiert wurden, sind in Polen pe
30. Juni 2019 durch die Intermediäre zu melde
und per 30. September 2019 durch den Steue
pflichtigen, falls keine Meldepflicht für den In
termediär besteht. Ab dem 1. Januar 2019 sin
neue Gestaltungen innert 30 Tagen nach Imple
mentierung zu melden. 

Unterschiedliche Bussen
Bei Nichteinhalten der Meldepflicht sehen di
EU-Mitgliedstaaten unterschiedlich hohe Bus
sen vor. Diese reichen von EUR 3000 – EU
800 000.21
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4.2 Niederlande – Anpassung der 
    Substanzkriterien aufgrund des
    EUGH Dänemark Entscheids
Als Folge der EUGH Dänemark Entscheide im
Zusammenhang mit Missbrauchsbestimmunge
bei Dividendenausschüttungen (siehe Steue
Revue 4/19) wurde von Beamten des niederlän
dischen Finanzdepartements die niederländ
schen Missbrauchsbestimmungen überprüft. D
Beamten gelangten zur Auffassung, dass die nie
derländischen Missbrauchsbestimmungen dem
EUGH-Entscheid entsprechen. Allerdings sind ge
setzliche Änderungen im Hinblick auf die Sub
stanzvoraussetzungen erforderlich. Unter de
geltenden Bestimmungen werden Lohnkosten
Mitarbeiter und Büroräumlichkeiten als Safe
Harbor Kriterien angesehen. Ab dem 1. Janua
2020 sollen diese Faktoren nicht mehr als Safe
Harbor Kriterien gelten, sondern lediglich a
relevante Faktoren, um den Nachweis zu erbrin
gen, dass keine missbräuchliche Gestaltung vo
liege.22

4.3 Niederlande – ATAD 2 und Auf-
    hebung der CV/BV Verordnung
Die niederländische Regierung hat am 2. Ju
2019 den Gesetzesentwurf der «European An
Avoidance Directive» (ATAD 2) veröffentlich
welcher neue Anti-hybrid Regeln beinhaltet. De
Entwurf entspricht weitgehend dem publizierte
Entwurf im Rahmen des ATAD 2 Konsultation
dokument vom 28. Oktober 2018. 
Von den neuen Regeln werden auch die im inte
nationalen Verhältnis oft verwendeten CV/B
Strukturen betroffen sein. Ab dem 1. Januar 202
werden Zahlungen von einer niederländische
BV an eine «reverse hybride Gesellschaft»23 w
eine niederländische CV nicht mehr steuerlic
abzugsfähig sein. Der Gesetzesentwurf sieht au
serdem vor, ab 2022 reverse hybride Gesellscha
ten als in den Niederlanden steuerlich ansässi
zu betrachten (ab dem Zeitpunkt sollten Zah
lungen an eine CV nicht mehr in den Anwen
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dungsbereich  der  Anti-hybrid  Regeln  fallen
Wie bereits im Konsultationsdokument ange
kündigt, wird die niederländische Regierung d
Verordnung im Zusammenhang mit der Anwen
dung des DBA zwischen den Niederlanden un
den USA auf hybride Gesellschaften (CV/BV Ve
ordnung) aufheben. Unter der CV/BV Verord
nung wurden unilateral Abkommensvortei
(z. B. Anwendung reduzierter Quellensteuersätz
oder des Nullsatzes) gewährt, wenn der Investo
in einer reversen hybriden Gesellschaft, wie z. B
einer CV, abkommensberechtigt war. Nach Au
hebung der CV/BV Verordnung per 1 Janua
2020, unterliegen Dividenden von niederländ
schen Gesellschaften an eine reverse hybride Ge
sellschaft wie eine CV einer Quellensteuer vo
15%. Allerdings sollte dies ab 2022 nicht meh
von grosser Relevanz sein, da ab dann eine C
als eine in den Niederlanden steuerlich ansäss
ge Gesellschaft betrachtet wird.24 

4.4 Luxemburg – ATAD 2 
Am 8. August 2019 hat die Regierung in Luxem
burg den Gesetzesentwurf zur Umsetzung de
European Anti Avoidance Directive (ATAD 2
dem Parlament vorgelegt. Der Gesetzesentwu
hält sich strikt an die Vorgaben der EU-Rich
linie und setzt den zwingenden Mindeststandar
zur Behandlung von hybriden Strukturen um. De
Gesetzgeber in Luxemburg wird den beschränkte
Gestaltungsraum ausschöpfen, der unter de
ATAD 2 Bestimmungen gewährt wird. Das Gese
soll per 1. Januar 2020 anwendbar sein.25

5 BEPS-Update

5.1 Aktionspunkt 1: Die Besteuerung
    der digitalisierten Wirtschaft
Wie bereits in der Ausgabe 6/2019 berichtet, fan
im März 2019 die öffentliche Konsultation de
Vorschläge der OECD Task Force im Zusammen
hang mit der Besteuerung der digitalen Wir
schaft statt.26 Basierend darauf veröffentlich
die OECD am 31. Mai 2019 ein ambitionierte
Arbeitsprogramm, womit eine konsensbasier
Lösung für die steuerlichen Herausforderunge
durch die Digitalisierung der Wirtschaft (sog
«Arbeitsplan») erarbeitet werden soll.27 Die Vo
schläge der OECD wurden bereits in der Ausgab
6/2019 angesprochen. Der vorliegende Artik
baut darauf auf und es werden insbesondere d
steuerlichen Herausforderungen bei der Umse
zung der Säulen 1 und 2 erörtert.

Säule 1 – Anpassung Gewinnzuteilung
Die Säule 1 setzt bei einer Neuverteilung von Be
steuerungsrechten und Nexus an – es geht folg
lich um die Frage, wie das Steuersubstrat aufge
st 

o 

 -
21 EY Global Tax Alert, EU Mandatory Disclosure Rules – 
An update on local country implementation status and 
trends vom 8. August 2019.

22 EY Global Alert, Dutch State Secretary of Finance shares 
views on impact of CJEU Danish cases to anti-abuse 
provisions in Dutch dividend withholding tax and  
corporate income tax vom 19 Juni 2019, vgl. auch  
EY Global Tax Alert, Dutch Government opens internet 
consultation on anti-hybrid measures of ATAD 2 vom 
30. Oktober 2018.

23 Steuerlich transparent in den Niederlanden (d. h. keine 
Besteuerung), nicht-steuerlich transparent auf Stufe der 
ausländischen Investoren (d. h. keine Besteuerung im 
Ausland).

24 EY Tax News Update, 5. Juli 2019.
25 EY Global Tax Alert, Luxembourg submits draft law  

implementing EU ATAD 2 to Parliament, vom 9. Augu
2019.

26 Siehe HUBER/MAHAWATTAGE/BERR/BUCHER/ 
HUGGER, Blickpunkt International, Steuer Revue 
6/2019, S.447 f.

27 Siehe OECD/G20 BEPS Project, Programme of Work t
Develop a Consensus Solution to the Tax Challenges 
Arising from the Digitalisation of the Economy, Inclu
sive Framework on BEPS, 31 May 2019.
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teilt werden soll. Zur besseren Verständlichke
werden die drei Vorschläge aus dem OECD-A
beitsplan für die Säule 1 hier noch einmal kur
zusammengefasst:
– Nutzerbeteiligung («Active User Contribu

tion»)28: Um der wesentlichen Rolle, di
den Nutzern zukommt, gerecht zu werden
schlägt dieser Ansatz vor, einen neuen An
knüpfungspunkt (sog. «Nutzernexus») ein
zuführen.29 Unternehmen sollen demnac
dort besteuert werden, wo sich deren aktiv
Benutzerbasis befindet.

– Marketing Immaterialgüter («Marketin
Intangible Approach»)30: Dieser zweite An
satz stellt darauf ab, wo die immaterielle
Wirtschaftsgüter («marketing intangibles»
genutzt werden und räumt den Marktstaa
ten Besteuerungsrechte ein. Es entsteht so
mit eine steuerliche Präsenz aus der Fern
(ohne physischen Anknüpfungspunkt).

– Signifikante wirtschaftliche Präsenz («Sig
nificant economic presence»)31: Der dritt
Vorschlag sieht eine wesentliche wirtschaf
liche Präsenz eines Unternehmens in einem
Staat als steuerlichen Anknüpfungspunk
vor.32

Auch wenn sich diese drei Vorschläge bezüglic
Anknüpfungspunkt und Zuweisung der Besteue
rungsrechte stark unterscheiden, ist ihnen alle
gemein, dass den Marktstaaten (grössere) Be
steuerungsrechte eingeräumt werden sollen.
Davon betroffen sind Unternehmen, welche m
digitalen Geschäftsmodellen die Möglichke
haben, ihre Kunden in anderen Märkten zu e
reichen, ohne in der jeweiligen Jurisdiktion ein
physische Präsenz zu unterhalten («scale with
out mass»).34 Diese Geschäftsmodelle zeichne
sich oft durch die Anwendung von Daten, Benu
zerbeteiligung, benutzerorientierten Inhalten
Netzwerkeffekten usw. aus. Da diese di gitale
Geschäftsmodelle bzw. diese Art von Wertschöp
fung weitgehend ohne «physische Präsenz
auskommt, bereitet es Mühe, diese unter dem
Nr. 10/2019 Seite 708
derzeit bestehenden steuerlichen Rahmenwer
zu subsumieren. 
Zusammengefasst basieren alle drei Vorschläg
darauf, dass ein steuerlicher Nexus kreiert wird
ohne dass eine physische Präsenz im klass
schen Sinne im entsprechenden Marktstaat ge
geben ist. Ferner stützen sie sich darauf ab
den Gesamtgewinn eines Unternehmens auf d
steuerlichen Anknüpfungspunkte zu verteilen. 

Säule 2 – Mindestbesteuerung  
internationaler Konzerne
Die Säule 2 soll insbesondere ein bestimmte
Mindestbesteuerungsniveau sichern. Damit so
sichergestellt werden, dass auch wenn Gesel
schaften in Steueroasen zwischengeschaltet we
den, entsprechende Einkommen steuerlich e
fasst werden können. Dazu sind folgende zw
Massnahmen vorgesehen: 
– Gewinnhinzurechnungsregeln: Die Ge

winnhinzurechnungsregel sorgt dafür, da
das Einkommen einer internationalen Un
ternehmensgruppe einer Mindeststeuer un
terliegt. Dadurch sollen die Anreize, Gewinn
in Niedrigsteuerländer zu verlagern, elim
niert resp. vermindert werden. Gewinnhinzu
rechnungsregeln sollten damit die Steuerbe
messungsgrundlage in der Jurisdiktion de
Muttergesellschaft sowie der übrigen Juri
diktionen, in welchen die Gruppe aktiv is
sichern. In diesem Zusammenhang bleibe
jedoch einige Punkte zu klären, beispielswe
se «ob die hinzuzurechnenden Einkünfte au
das Steuerniveau des Sitzstaats der Mutterge
sellschaft hochgezogen oder auf niedrigerem
Steuerniveau (beispielsweise auf dem Nivea
des die Mindestbesteuerung auslösende
Steuersatzes) besteuert werden»35.

– Steuerabzug auf Zahlungen: Die zwei
(zusätzliche) Massnahme («tax on bas
eroding payments rule») zielt ebenfalls da
rauf ab, die Gewinnverlagerung in Niedrig
steuerländer weniger attraktiv zu machen
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Damit soll sichergestellt werden, dass ein
effektive Mindestbesteuerung von Konzern
gesellschaften gegeben ist. Es soll der steue
liche Abzug («undertaxed payments rule»
oder die Inanspruchnahme von Vorteile
gem. Doppelbesteuerungsabkommen («sub
ject to tax rule») für bestimmte ins Auslan
geleistete Zahlungen versagt werden, solan
ge dort ein effektiver Mindeststeuersatz nich
erreicht wird.36 

Herausforderungen bei der  
Umsetzung des Arbeitsplans
Die vorangehenden Ausführungen lassen erken
nen, dass im Rahmen des Arbeitsplans noch vie
le technische Aspekte zu klären sind. Ein inte
nationaler Konsens ist hierzu dringend gefrag
da ein Alleingang der Staaten bzw. nicht aufe
nander abgestimmte Einzellösungen eine zu
nehmende Fragmentierung der Steuerland
schaft und Fälle von Doppelbesteuerung zu
Folge haben könnten. In der Praxis haben ein
ge Staaten trotzdem unilaterale Massnahme
(im Sinne von Digitalsteuern und «Diverte
Profit-Taxes») in Betracht gezogen oder ga
schon implementiert. Folgendes Beispiel vo
Frankreich kann für die aktuellen, lokalen En
wicklungen exemplarisch genannt werden:
Der französische Senat hat am 26. Juli 2019 ei
neues Gesetz37 eingeführt, welches eine Steue
in Höhe von 3% auf den Einnahmen aus digita
len Dienstleistungen, insbesondere von Unte
nehmen wie Facebook oder Amazon vorsieh
Die Steuer wird rückwirkend auf den 1. Janua
2019 erhoben; eine erste Zahlung soll im No
vember dieses Jahres erfolgen. Betroffen von de
französische Digitalsteuer sind ca. 30, vorwie
gend US-amerikanische, Unternehmen. Auf Se
ten der US-Regierung wird von einem Allein
gang abgeraten und es wurde am 1. Juli 201
angekündigt, dass eine Untersuchung eingele
tet wird und allfällige Gegenmassnahmen (evt
auch in Form handelspolitischer Instrumente
ergriffen werden. Vom 24. bis 26. August 201
fand in der französischen Stadt Biarritz das Gip
feltreffen der Staats- und Regierungschefs de
G7 statt. Am Ende dieses Treffens äusserte sic
der französische Präsident Emmanuel Macro
u. a. zur Zukunft der französischen Digitalsteue
und erklärte, dass Frankreich die Digitalsteue
abschaffen und alle multinationalen Unterneh
men für bereits bezahlte Digitalsteuern kom
pensieren wolle, falls im Rahmen der OECD ta
sächlich ein internationales System für d
Besteuerung digitaler Dienstleistungen einge
führt würde. 
e-
 

, 

l-
, 
28 Siehe BENDLINGER, BEPS 2.0 – Besteuerung digi -
talisierter Geschäfte – Eine (un)endliche Geschichte, 
Internationales Steuerrecht, WT Fachjournal, 02/2019, 
S. 108 ff.

29 Siehe BECKER/VAN DER HAM, Paradigmenwechsel in 
der internationalen Unternehmensbesteuerung? – Die 
OECD unterbreitet vier Vorschläge zur Besteuerung 
grenzüberschreitend tätiger Unternehmen, Der Betrieb, 
Nr. 10, S. 503.

30 Siehe BENDLINGER, S. 109.
31 Ibid.
32 Siehe FENNERS/BAUMGARTNER/DUSS, Gesetzgebungs-

Agenda 2019/2, IFF Forum für Steuerrecht 2019, S. 197.

33 Siehe ESAKOVA, OECD-Konsultationspapier zu Besteu
rung der digitalen Wirtschaft: Steht eine weitgehende
Überarbeitung der Verrechnungspreisgrundsätze an?
ISR 2019/4, S. 150.

34 Ibid, S. 151.
35 Siehe auch KREIENBAUM, Fortschritte bei der Digita

besteuerung – Zweisäulenstrategie in der Diskussion
IStR 2019, S. 122. 

36 Ibid. 
37 Siehe www.senat.fr/petite-loi-ameli/2018–2019/ 

616.html. 
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Handlungsempfehlungen 
Die im Arbeitsplan der OECD behandelten Vo
schläge werden voraussichtlich Auswirkunge
haben, die weit über digitale Unternehmen ode
digitale Geschäftsmodelle hinausgehen. Da die
zu erheblichen Änderungen an bestehenden, in
ternationalen Steuervorschriften führen könnt
sollten internationale Schweizer Unternehme
die aktuellen Entwicklungen auf OECD- un
Länderstufe in den nächsten Monaten gena
verfolgen. Insbesondere dürfte es sinnvoll sein
ausgehend von den gesetzgeberischen Bestre
bungen in den relevanten Ländern, zu evaluie
ren, inwieweit diese Auswirkungen auf die glo
bale Steuerlast zeitigen. 

5.2 Aktionspunkt 5: Peer Reviews 
zu schädlichen Steuerpraktiken
Am 23. Juli 2019 hat die OECD die nachgefüh
ten Ergebnisse der Peer Reviews zu BEPS-Ak
tionspunkt 5 (Schädliche Steuerpraktiken) ve
öffentlicht. Dadurch erhöhte sich die Anzahl de
analysierten Regime auf 287. Die Überprüfun
der Umsetzung des Aktionspunktes 5 hat wel
weit zu vielen Änderungen bei den privilegierte
Steuerregimen geführt. 
Die nebenstehende Tabelle gibt eine Übersich
über die Ergebnisse der Überprüfung unter Be
rücksichtigung der vorgenommenen Anpassun
gen der Regime. 
Die Peer Reviews werden im Dezember 2019 for
Nr. 10/2019 Seite 710
gesetzt und die Implementierung der geänderte
Gesetze im Kalenderjahr 2020 überprüft.38 

5.3 Aktionspunkt 14: Peer Reviews
zu Streitbeilegungsmechanismen
Am 13. August 2019 hat die OECD den erste
Teil der zweiten Phase der Peer Review Repor
in Bezug auf den Mindeststandard unter Ak
tionspunkt 14, Streitbeilegungsmechanisme
publiziert. Analysiert wurden die Länder Be
gien, Kanada, Niederlande, Schweiz, UK un
USA. In der 2. Phase der Peer Review wird übe
prüft, inwiefern die Empfehlungen, welche i
der ersten Überprüfungsrunde abgegeben wu
den, umgesetzt wurden. 
Der Report kommt zum Schluss, dass die Meh
heit der Länder alle oder fast alle identifizierte
Mängel beseitigt haben.39 

 
 
Übersicht schädliche Steuerregime 

Schädliche  Regime   4  

Potentiell  schädliche  Regime   7  

Nicht  schädliche  Regime   109  

Regime  die  angepasst  oder  aufgehoben  werden   15  

Regime  die  nicht  angewendet  werden   3  

Bereits  abgeschaffte  Regime     76  

Regime  nicht  Gegenstand  der  Prüfung   35  

Noch  nicht  überprüfte  Regime     35  

Regime  in  benachteiligten  Regionen   3  

 

or 
e-
s/
-

a 
e 
38 OECD, Harmful Tax Practices – Peer Review Results  
INCLUSIVE FRAMEWORK ON BEPS: ACTION 5, Update  
(as of July 2019), abrufbar unter: https://www.oecd.org/
tax/beps/harmful-tax-practices-peer-review-results-on-
preferential-regimes.pdf, vgl. Auch EY Global Tax Alert, 
OECD releases update on peer review of preferential tax  
regimes and no only nominal tax jurisdictions, vom  
24. Juli 2019.

39 OECD, OECD releases first stage 2 monitoring reports f
BEPS Action 14 on improving tax dispute resolution m
chanisms. Abrufbar unter. http://www.oecd.org/tax/bep
oecd-releases-first-stage-2-monitoring-reports-for-beps
action-14-on-improving-tax-dispute-resolution-mech
nisms.htm. Vgl. Auch EY Global Tax Alert, OECD releas
first batch of stage 2 peer review reports on dispute  
resolution vom 14. August 2019.
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